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Berichtsvorlage 
WiF/042/2020 

 
 

 

 
 

 

Beratung Datum Behandlung Ziel 

Ausschuss für Recht, Wirtschaft und 
Arbeit 

16.09.2020 öffentlich Bericht 

 

Betreff: 

Zentrum für Lehrerinnen- und Lehrerbildung der Philosophischen Fakultät der Universität 
Erlangen-Nürnberg (ehemals: EWF) 
hier: - Antrag der Stadtratsfraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 14. Juli 2020 
        - Antrag der CSU-Stadtratsfraktion vom 13. Juli 2020 
        - Antrag der SPD-Stadtratsfraktion vom 29. Juni 2020 
 
Anlagen: 

Antrag der Stadtratsfraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 14. Juli 2020 
Antrag der CSU-Stadtratsfraktion vom 13. Juli 2020 
Antrag der SPD-Stadtratsfraktion vom 29. Juni 2020 

Bericht: 
 
In der Kabinettssitzung der Bayerischen Staatsregierung vom 02.05.2017 wurde aufgrund des 
sanierungsbedürftigen Zustandes des derzeitigen Standorts des Zentrums für Lehrerinnen- und 
Lehrerbildung der Philosophischen Fakultät der Universität Erlangen-Nürnberg (ehemals: EWF) 
in der Regensburger Straße beschlossen, einen Neubau an einem neuen Standort im 
Nürnberger Norden zu errichten, vorzugsweise nahe der zukünftigen Stadt-Umland-Bahn 
(StUB). Dies würde die Fahrtzeit nach Erlangen verkürzen, wo ebenfalls Lehrveranstaltungen 
stattfinden. Daraufhin hat die Verwaltung der "Immobilien Freistaat Bayern“ („IMBY“) mehrere 
Standortvorschläge unterbreitet, zu denen IMBY teils intensive Verhandlungen geführt hat. 
IMBY hat die Ankaufsverhandlungen mit diversen Grundstückseigentümern beendet, teils auch 
wegen unterschiedlicher Preisvorstellungen. 
 
In der Kabinettssitzung vom 21.07.2020 hat die Bayerische Staatsregierung daher 
beschlossen, den Neubau als Bestellbauverfahren auszuschreiben. Geplant ist ein Mietvertrag 
auf 20 Jahre mit anschließender Kaufoption durch den Freistaat. Der Bezug durch das Zentrum 
für Lehrerinnen- und Lehrerbildung soll möglichst bald erfolgen. 
 
Im Rahmen der Ausschusssitzung wird zum Sachstand mündlich berichtet. 
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1. Finanzielle Auswirkungen: 

  Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen 

 Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 (→ weiter bei 2.) 

  Nein (→ weiter bei 2.) 

  Ja 

  Kosten noch nicht bekannt 

  Kosten bekannt 
 

 Gesamtkosten       € Folgekosten       € pro Jahr 

     dauerhaft   nur für einen begrenzten Zeitraum 

 davon investiv       € davon Sachkosten       € pro Jahr 

 davon konsumtiv       € davon Personalkosten       € pro Jahr 

 

 
Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermächtigungen ausreichend zur Verfügung? 
(mit Ref. I/II / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt, 
ansonsten Ref. I/II / Stk in Kenntnis gesetzt) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan: 

  Nein (→ weiter bei 3.) 

  Ja 

  Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans 

 
 Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von       Vollkraftstellen (Einbringung 

und Prüfung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens) 

  Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt 
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2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt   (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufüllen) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 

3. Diversity-Relevanz: 

  Nein 
 

Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

 
  Ja Es bestehen keine Anhaltspunkte, dass bestimmte Personengruppen bevorteilt 

oder benachteiligt würden. Diversity-Relevanz ist nicht gegeben. 

 

4. Abstimmung mit weiteren Geschäftsbereichen / Dienststellen: 
 

   RA (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen) 

   Stpl 
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